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Beschluss des gemeinsamen Bundesausschusses der Europa-Union und  

der Jungen Europäischen Föderalisten vom 12.03.2022 

 

 

Dem Westbalkan endlich eine echte Beitrittsperspektive bieten und  
der EU wieder näherbringen! 

 
Bereits 2003 sprach der Gipfel von Thessaloniki von einer europäischen Perspektive 
für den Balkan und damit letztendlich von seiner Integration in die Europäische Union 
(EU). Seitdem sind jedoch von den Ländern des Westbalkans nur Slowenien 2004 und 
Kroatien 2013 der Union beigetreten. Insbesondere durch den Angriffskrieg des 
russischen Präsidenten und seiner Regierung gegen die Ukraine wird erneut deutlich, 
dass Europa ein vereinter Kontinent werden muss. Denn die Bedrohung Russlands gilt 
ganz Europa und wird auch die Staaten des Westbalkans betreffen, sollte die russische 
Regierung ihre Aggressionen weiterverfolgen. Bereits jetzt übt sie Druck aus und 
nimmt Einfluss. Die EU-Mitgliedstaaten und die EU stehen daher in der Pflicht, endlich 
die ausreichenden notwendigen Vorkehrungen zu treffen, um den Westbalkan vor der 
Erhöhung des russischen Drucks mit dem Ziel eines großrussischen Einflussgebiets zu 
schützen. Daneben ist seit Langem zu beobachten, dass die EU sowie die EU-
Beitrittsperspektive, und damit auch die damit einhergehenden Versprechen, 
insbesondere unter jungen Menschen in den Staaten des Westbalkans an 
Glaubwürdigkeit verlieren. Das leistet auch der Gefahr einer Abkehr der pro-
europäischen Ausrichtung Vorschub. 

Die Erweiterung der EU war sowohl in der kroatischen als auch slowenischen 
Ratspräsidentschaft eine Priorität. Die aktuelle geopolitische Lage zeigt, dass dieser 
Fokus fortgeführt werden muss. Die Jungen Europäischen Föderalisten Deutschland 
(JEF) und die Europa-Union Deutschland (EUD) bekräftigen und unterstützen die 
Vertiefung der Gespräche, um dem Westbalkan mit ehrlicher Absicht eine echte 
Beitrittsperspektive zu bieten.  

Angesichts des stagnierenden und langsamen Prozesses zur Beitrittsperspektive für 
die sechs Länder der Westbalkan Region (Montenegro, Serbien, Nordmazedonien, 
Bosnien und Herzegowina, Albanien und Kosovo) fordern die überparteiliche Europa-
Union Deutschland und die Jungen Europäischen Föderalisten Deutschland daher von 
der Bundesregierung: gestützt auf den Beschluss der JEF vom 4. Oktober 2015:  

1. den Impuls für die gemeinsame europäische Entwicklung einer neuen 
Westbalkan-Strategie mit klaren Stufen und Zielen, 

2. die Verleihung des Kandidatenstatus für Bosnien-Herzegowina und Kosovo, die 
Aufnahme von Verhandlungen mit Nordmazedonien und Albanien, sowie die 
Wiederaufnahme der Verhandlungen mit Serbien und Montenegro, wobei die 
Einleitung von weiteren Beitrittsschritten in Einklang mit ambitionierten 
Reformen innerhalb der Staaten erfolgen sollte,  
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3. konkrete Beitrittsperspektiven und klar definierte Zwischenschritte für alle 
Westbalkan-Staaten, 

4. Anreize für stärkere intraregionale Kooperation des Westbalkans, etwa durch 
die gezielte Förderung gemeinsamer, grenzübergreifender Infrastrukturprojekte, 

5. verstärkte Möglichkeiten für die Jugend der Westbalkan-Staaten, in der EU zu 
studieren, vorübergehend zu arbeiten und mit europäischer Unterstützung Start-
ups in ihren Heimatländern zu gründen, 

6. die Einbettung der neuen Westbalkan-Strategie in eine neue EU-Strategie der 
offenen Integration, die es Staatengruppen erlaubt voranzuschreiten, ohne 
andere EU-Mitglieder dauerhaft von den gemeinsamen Projekten 
auszuschließen, 

7. eine weitere finanzielle Unterstützung zivilgesellschaftlicher Strukturen, 
insbesondere von Jugendstrukturen, in den Ländern des Westbalkans, um sie in 
ihren Bemühungen im Aufbau einer wehrhaften Demokratie zu stärken. 


